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Landesabwesenheit der Inhaberin der elterlichen Sorge, Vertretungsregelung

Sachverhalt
Ein Mädchen aus Lettland, geb. 09.03.1999, lebte mit ihrer Mutter seit April 2004 in einer Luzerner Gemeinde beim Konkubinatspartner der Mutter. Die Aufenthaltsbewilligung wurde bis am 29.06.2007 erteilt. Das Mädchen besuchte die erste Klasse in dieser Gemeinde.

Am 30.04.2007 wurde uns mitgeteilt, dass die KM aufgrund eines in Lettland hängigen Strafverfahrens festgenommen wurde. Die Kindsmutter wollte das Kind bei ihrem Lebensgefährten in Obhut lassen. Da nicht klar war, wie lange die Kindsmutter im Gefängnis einsitzen musste, haben die Sozialarbeiterin und die Vormundschaftssekretärin die Verhältnisse (Hausbesuch, Gespräche mit Kind, Konkubinatspartner, Lehrperson) abgeklärt und eine Einschätzung der Situation vorgenommen. Aufgrund dieser Abklärungen wurde beschlossen, dass es dem Kindeswohl entspricht, wenn das Kind bis zum Ablauf der Aufenthaltsbewilligung in der Obhut des Konkubinatspartners belassen wird.

Die Kindsmutter wurde anfangs Juli 2007 nach Riga ins Gefängnis ausgeschafft. Vor der Ausschaffung konnte die Sozialarbeiterin die Kindsmutter zu ihren Wünschen betr. Betreuung und Aufenthalt der Tochter befragen. Die Kindsmutter und alleinige Inhaberin der elterlichen Sorge wünschte, dass das Kind in Meggen bleibt.

Anfangs Juli ist das Kind zur ihrer Grossmutter nach Riga gereist.

Nun haben wir die Meldung erhalten, das Kind sei ohne Aufenthaltsbewilligung auf das Datum des Schulbeginns wieder in die Schweiz eingereist, es lebe beim Konkubinatspartner der Mutter und besuche die Schule. 

Der Anwalt des Konkubinatspartners versucht nun den Aufenthalt und den Schulbesuch des Kindes in der Luzerner Gemeinde zu legalisieren. Gemäss Mitteilung des Anwalts hat das Amigra für diese Situation den Willen gezeigt, eine Lösung zu finden. Der Anwalt verlangt nun einen Sozialbericht der Vormundschaftsbehörde welcher den Aufenthalt des Kindes befürwortet und eine Absichtserklärung woraus hervorgeht, dass für die Dauer dieser Sonderregelung eine Beistandschaft für das Kind errichtet wird. Gemäss Mitteilung des Anwaltes kann die Mutter voraussichtlich in einem halben Jahr das Gefängnis verlassen und wieder in die Schweiz einreisen. Ein Urteil sei unterwegs.

Frage betr. Vorgehen:

Die Verhältnisse beim Konkubinatspartner sind aufgrund der Erstabklärung für eine beschränkte Dauer gut.

Ob und wie lange die Mutter in Riga bleiben muss, ist unklar, da noch kein Urteil vorliegt. Ob ein längerfristiger Aufenthalt in der Schweiz ohne Mutter im Sinne und zum Wohle des Kindes wäre, muss umfassend geklärt werden. (Das Kind hat in Lettland Familie: Vater, Grossmutter, Geschwister)

Ist es gestützt auf den Sachverhalt deshalb richtig, wenn wir für das Kind eine Vertretungsbeistandschaft nach Art. 392 Ziff. 3 errichten und die Beiständin u. a. beauftragen, eine umfassende Abklärung unter Einbezug des Urteils betr. voraussichtlicher Dauer des Gefängnisaufenthaltes der Mutter vorzunehmen?

Erwägungen

1. Die geschilderte Situation ist in mehrfacher Hinsicht ungewiss: ob die Mutter des Kindes, tatsächlich in einigen Monaten wieder in die Schweiz einreisen kann, ist offen, und ob es dem Anwalt des Konkubinatspartners gelingt, den Aufenthalt und Schulbesuch des Kindes in der Schweiz zu legalisieren, ebenfalls. Ungewiss ist auch, ob ein längerfristiger Aufenthalt des Kindes in der Schweiz in seinem wohl verstandenen Interesse liegt, namentlich, wenn die Mutter längere Zeit nicht mehr in die Schweiz einreisen könnte. Tatsache ist jedoch, dass das Kind sich zur Zeit in der Schweiz aufhält und die gesetzliche Vertretung faktisch wegen der Landesabwesen-heit und dem Gefängnisaufenthalt der Mutter nicht möglich ist. Gemäss Art. 1 MSA hat deshalb die Kindesschutzbehörde am gewöhnlichen Aufenthalt des Kindes die nötigen Massnahmen zum Schutze des Kindes zu treffen.

2. Im Vordergrund steht die Sicherstellung der gesetzlichen Vertretung für die Dauer der Abwesenheit der Mutter und die vertiefte Abklärung der Situation des Kindes. Je nach Ausgang dieser Abklärungen stehen unterschiedliche auf Dauer angelegte Kindes-schutzmassnahmen im Vordergrund oder erübrigen sich.


3. Angesichts der vielen ungeklärten Fragen und der Tatsache, dass die Vormund-schaftsbehörde zwar einen vorübergehender Aufenthalt des Kindes beim Konkubi-natspartner als mit dem Kindeswohl vereinbar hält, jedoch als „Dauerlösung“ nicht in Betracht zieht und namentlich weil der Zeithorizont für die erforderliche Vertretung ungewiss ist,  kommt eine Vertretung des Kindes durch den Konkubinatspartner nicht in Frage, obwohl dies grundsätzlich in analoger Anwendung von Art. 392 Ziff. 1 ZGB möglich wäre (BSK-Langenegger Art. 392 ZGB N 30).

4. In dieser Situation ist die Errichtung einer Vertretungsbeistandschaft nach Art. 392 Ziff. 3 ZGB mit der vorgesehenen Auftragsumschreibung eine zwecktaugliche und verhältnismässige Massnahme. Der Auftrag kann massgeschneidert enger oder weiter ausgestaltet werden (BSK-Langenegger Art. 392 ZGB N. 21). Der Beistand oder die Beiständin kann beauftragt und legitimiert werden, alle notwendigen Abklärungen vorzunehmen, die Platzierung des Kindes beim Konkubinatspartner der Mutter zu begleiten und zu überwachen sowie die erforderlichen Vertretungshand-lungen wahrzunehmen. Kehrt die Mutter in absehbarer Zeit in die Schweiz zurück und ist in der Lage, die elterliche Sorge und damit die Vertretung des Kindes wahrzunehmen, kann die Beistandschaft aufgehoben werden, es sei denn die Vormundschaftsbehörde erachtet die Voraussetzungen für eine andere Kindes-schutzmassnahme, z.B. eine Erziehungsbeistandschaft nach Art. 308 Abs. 1 und/oder 2 ZGB als erfüllt.
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